
M
obilfunkantennen
haben in den ver-
gangenen Mona-
ten aus steuer-
rechtlicher Sicht

hohe Wellen geschlagen. Nach-
dem das Land Niederösterreich
und die Mobilfunkbetreiber
den gefundenen Kompromiss
in einer bemerkenswerten Wer-
bekampagne gemeinsam gefei-
ert haben, gibt es nun auch aus
dem Wohnrecht aktuelle positi-
ve Nachrichten für Mobilfunk-
betreiber.

Der Oberste Gerichtshof
hatte jüngst – neuerlich – über
das Begehren eines Mieters auf
Mietzinsminderung wegen ei-
ner Mobilfunkantenne zu ent-
scheiden. Eine Mieterin führte
Schlafstörungen sowie Migrä-
neanfälle und Kopfschmerzen
ihres Sohnes auf eine am Haus
montierte Mobilfunkantenne
zurück und verlangte dafür
vom Vermieter unter Beru-
fung auf das gesetzliche Miet-
zinsminderungsrecht bei Be-
einträchtigungen der Brauch-
barkeit einer Wohnung eine
Herabsetzung der Miete. Der
Oberste Gerichtshof baute sei-
ne für die Mieterin negative
Entscheidung auf zwei Urtei-
len auf, die er in der Vergan-
genheit zu Mobilfunkanten-
nen getroffen hatte.

Übermäßige Beeinträch-
tigung? Die diesbezügliche
Leitentscheidung ist eine woh-
nungseigentumsrechtliche.
Die Miteigentümer einer
großen Wohnhausanlage hat-
ten sich mit deutlicher Mehr-
heit für einen Vertrag mit ei-
nem Mobilfunkbetreiber über
die Errichtung einer Antenne
ausgesprochen. Der unmittel-
bar unter der Antenne woh-
nende Miteigentümer be-
kämpfte den Beschluss der Ei-

gentümergemeinschaft. Ent-
gegen der Meinung der Haus-
verwaltung argumentierte er
damit, dass es sich bei einem
durchaus außergewöhnlichen
Vertrag um eine Maßnahme
der außerordentlichen Verwal-
tung handle. Das Gericht dür-
fe somit den Beschluss der
Mehrheit nur dann genehmi-
gen, wenn er nicht übermäßig
beeinträchtigt sei. Übermäßig
beeinträchtigt sei er aber
deshalb, weil Gesundheitsge-
fährdungen durch eine Mobil-
funkanlage nicht ausgeschlos-
sen werden können, dieser
Umstand den Wert seiner
Wohnung mindere und zudem
die Antennenanlage das äuße-
re Erscheinungsbild des Hau-
ses negativ beeinflusse. Das
Erstgericht gab dem Woh-
nungseigentümer Recht. Ent-
scheidend sei, dass eine Ge-
sundheitsgefährdung zwar
nicht festgestellt, aber auch
nicht ausgeschlossen werden

könne. Eine nicht auszuschlie-
ßende Gesundheitsgefährdung
stelle aber eine wesentliche Be-
einträchtigung des Wohnungs-
eigentümers dar.

Das Berufungsgericht und
der Oberste Gerichtshof sahen
die Frage anders. Der Vertrag
mit dem Mobilfunkbetreiber
sah ausdrücklich vor, dass die
Antennenanlage abzubauen
ist, falls in der Zukunft eine
Gesundheitsgefährdung nicht
ausgeschlossen werden könne.
Nachdem aber aktuell eine
Gesundheitsgefährdung nicht
bestand, lag auch keine
wesentliche Beeinträchtigung
der Interessen des Wohnungs-
eigentümers vor. Somit geneh-
migten die Gerichte den in die
außerordentliche Verwaltung
fallenden Mehrheitsbeschluss
der Wohnungseigentümer.

Wissenschaftliche Er-
kenntnis. Diese Leitentschei-
dung machte sich der Oberste
Gerichtshof auch in zwei aktu-

ellen Entscheidungen im Miet-
recht zunutze. Behauptet ein
Mieter, eine Wohnung habe
wesentliche Mängel, die ihn
zur Zinsminderung berech-
tigen, so obliegt ihm der Be-
weis dafür. Nachdem es aber 
keine gesicherten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse über
mögliche Gesundheitsbeein-
trächtigungen durch Mobil-
funkantennen gibt, kann auch
der Beweis einer Beeinträchti-
gung der Wohnqualität nicht
gelingen.

Wie schon in der wohnungs-
eigentumsrechtlichen Leitent-
scheidung zeigte der Oberste
Gerichtshof durchaus Ver-
ständnis für die durch Medien-
berichte verstärkten Sorgen
vor Gesundheitsbeeinträchti-
gungen durch Mobilfunkanla-
gen. Solange allerdings keine
gesicherten wissenschaftlichen
Erkenntnisse über Gesund-
heitsbeeinträchtigungen vor-
liegen, handele es sich nur um
eine – subjektiv möglicherwei-
se begründete – Furcht, die
aber grundsätzlich weder woh-
nungseigentums- noch miet-
rechtlich von Bedeutung ist.

Während die Lage damit für
Mobilfunkbetreiber jedenfalls
so lange klar ist, als nicht neue
wissenschaftliche Erkenntnis-
se vorliegen, bleibt die Frage
übrig, wie besorgte Mieter
oder Wohnungseigentümer ih-
re Interessen wahren können.
Angesichts der doch recht
klaren Rechtsprechung des
Obersten Gerichtshofs dürften
hier nur klare vertragliche Ver-
einbarungen bei der Anmie-
tung oder dem Kauf einer
Wohnung helfen. ●
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Worauf man als bei einer am HausdachBEWOHNER MOBILFUNKANTENNE

achten sollte. VON THOMAS IN DER MAUR
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